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V or der Fußballweltmeister-
schaft 2006  in Deutschland 
sorgte eine Zahl für Furore: 
„Flut von Prostituierten aus 
Osteuropa“ hieß eine Mel-

dung der Nachrichtenagentur  dpa, in der 
von 30.000 bis    40.000 Prostituierten die 
Rede war, die in die WM-Städte „einge-
schleust“ würden.   Der „Spiegel“ und vor 
allem die feministische Zeitschrift „Emma“ 
schrieben dann von „Zwangsprostituier-
ten“. Die Zahl erreichte irgendwann auch 
die Weltpresse, die „Washington Post“ 
schrieb von „40.000 Frauen  und Kindern“, 
die „nach Deutschland gebracht“ würden. 

Deutschlandfunk Kultur ist Jahre später 
dieser Zahl von 40.000 Prostituierten 
nachgegangen.  Der Autor Janosch Delcker 
hat nicht herausgefunden, wer verantwort-
lich für diese Zahl war. Aber er konnte 
nachweisen, dass sie ein Gerücht war.  Es 
gab diese Frauen nicht. Eine Studie der 
Internationalen Organisation für Migra-
tion aus dem Jahr 2007 kam zu dem Ergeb-
nis, dass die  geschätzte Zahl von 40.000 
Frauen, die Opfer von Menschenhandel 
werden sollten, „unrealistisch und unfun-
diert“ gewesen war. Vier Jahre später aber 
machte vor der WM in Südafrika dieselbe 
Zahl die Runde: 40.000 Prostituierte seien 
auf dem Weg. Und acht Jahre später, vor 
der WM in Brasilien,  lud der Vatikan zu 
einer Pressekonferenz ein. Es sollte eine 
Kampagne gegen Zwangsprostitution vor-
gestellt werden.  Eine Ordensschwester 
sagte, die Erfahrung zeige, dass  die Risiken 
für Zwangsprostitution vor Großereignis-
sen höher seien. „Das hat sich gezeigt wäh-
rend  der Weltmeisterschaft in Deutsch-
land und Südafrika, wo es eine Zunahme 
des Menschenhandels von 30 beziehungs-
weise 40 Prozent gab.“ 

Wenn es um Prostitution geht, dann  
verbreiten sich die aberwitzigsten Zahlen 
und Begriffe. Die 40.000 sind kein Einzel-
fall. Ein anderes Beispiel sind die 400.000 
Prostituierten, die angeblich in Deutsch-
land arbeiten sollen. Die Zahl tauchte 
zum ersten Mal  1985 auf.  Fünf Jahre zu-
vor schrieben die „Stuttgarter Nachrich-
ten“ noch von 60.000 Prostituierten. 1985 
aber sprachen der Sozialdienst katholi-
scher Frauen und die Katholische Sozial-
ethische Arbeitsstelle der Deutschen Bi-
schofskonferenz bei einer Tagung auf 

Es gab zwei große Bemühungen in den 
letzten zwanzig Jahren, das  Dunkelfeld 
auszuleuchten: das Prostitutionsgesetz und 
das Prostituiertenschutzgesetz. Beide ha-
ben es  nicht geschafft.   

Im Jahr 2002 beendete die damalige rot-
grüne Regierung mit dem Prostitutionsge-
setz die Sittenwidrigkeit von Prostitution. 
Legal war sie schon vorher, Steuern muss-
ten die Frauen auch bezahlen. Aber sie hat-
ten keine Rechte. Sie waren weder sozial- 
noch krankenversichert noch konnten sie 
ihren Lohn einklagen, wenn ihnen ein 
Freier den  vorenthielt. Das Gesetz wollte 
die Stellung der Frauen verbessern und ihr 
Geschäft als Arbeit anerkennen. Sie konn-
ten nun Arbeitnehmerinnen sein und Bor-
dellbetreiber  ihre Arbeitgeber. Strafbar war 
aber immer noch, wenn ein „Element der 
Unfreiheit“ ins Spiel käme, etwa der Ent-
zug des Passes durch einen Dritten. 

Die Unionsfraktion stellte im April die-
ses Jahres eine kleine Anfrage an die Bun-
desregierung. Sie wollte unter anderem 
wissen, wie viele Prostituierte derzeit so-
zialversichert beschäftigt sind. Die Bundes-
regierung antwortete: „50 sozialversiche-
rungspf lichtig Beschäftigte sowie 10 
ausschließlich geringfügig Beschäftigte.“ 
Mit anderen Worten: ein Witz. Die Regie-
rung  stellte allerdings auch klar,  dass es vie-
le Frauen gab, die andere Berufe angaben, 
weil sie anonym bleiben wollten. Zur Zahl 
der Krankenversicherten  hatte sie keine 
Zahlen. Beratungsstellen für Prostituierte 
und Prostituiertenvereine beklagen aber 
seit Jahren, dass viele Frauen selbständig 
arbeiteten und sich eine Versicherung gar 
nicht leisten könnten. Für Kritiker der Li-
beralisierung hatte also eine Art  Normali-
sierung der sexuellen Ausbeutung an Frau-
en stattgefunden, die  den   Bordell -
betreibern und Zuhältern noch mehr 
Profite einbrachte. 

Eine  Studie von 2011 konnte zeigen, 
dass im Durchschnitt tatsächlich in denje-
nigen der 161 untersuchten Länder mehr 
Menschenhandel registriert wurde, in 
denen Prostitution legal war.  Das  bedeute-
te allerdings nicht, dass daraus Rückschlüs-
se auf einzelne  Länder gezogen werden 
konnten. Und es hieß auch nicht,  wie in 
vielen Medienberichten danach verbreitet 
wurde, dass damit bewiesen war, dass das 
Prostitutionsgesetz den Menschenhandel 
in Deutschland vergrößert hatte. Wie ge-
sagt, schon vor 2002 war Prostitution in 
Deutschland legal. Und  auch schon vor 
2002 gab es Berichte über Deutschland als 
„Zentrum des Frauenhandels“. 1984 be-
richtete etwa die „Frankfurter Rundschau“ 
von der dreijährigen Forschung der Sozio-
login Ulla Ohse. Die Bundesrepublik hatte 
sich demnach zu „einem der größten inter-
nationalen Zentren des Frauenhandels und 
der erzwungenen Prostitution entwickelt“. 

Der zweite politische Versuch, Licht ins 
Dunkel zu bringen, kam 15 Jahre später. 
Über die Jahre hatte  die Kritik an der Libe-
ralisierungspolitik  zugenommen. Die 
schwarz-rote Regierung wollte 2017 Frau-
en deshalb stärker schützen. Sie verlangte  
im neuen  Prostituiertenschutzgesetz von 
Bordellbetreibern höhere Auflagen und 
von den Frauen, sich in der Kommune re-
gelmäßig zu melden und  beim Gesund-
heitsamt beraten zu lassen. Prostituierte 
müssen seitdem einen Ausweis mit sich 
führen. Er kann auf einen falschen Namen 
lauten, aber es steht das Wort „Prostituier-
tenschutzgesetz“ darauf, und er  zeigt  ein 
Lichtbild der Frau.  Viele Frauen, so erzäh-
len es Prostituierte der F.A.S., wollen den 
Ausweis nicht. Sie haben eine ungeheure 
Angst davor, dass jemand ihre Einkom-
mensart entdeckt. Das beginnt bei den  
eigenen Kindern, die in der Jacke wühlen 
und den Ausweis finden könnten. Und geht 

einmal von mehr als 200.000. Die Dun-
kelziffer sei „fast noch einmal so hoch“, zi-
tierte die „Frankfurter Rundschau“ da-
mals die Ergebnisse. Die Zeitung schrieb 
nicht darüber, wie die Zahlen erhoben 
oder geschätzt worden waren, der Sozial-
dienst der katholischen Frauen kann es 
heute auch nicht mehr rekonstruieren.  
Aber für die weitere Geschichte ist das 
auch egal. Denn die  „Emma“ übernahm 
Hell- und Dunkelziffer zwei Monate spä-
ter in ihrer Februarausgabe 1986 und 
machte sie zu „offiziellen Zahlen“. Und 
schon im September waren es in der „Em-
ma“ dann „400.000 Prostituierte, legal 
und illegal – mindestens!“ Zwei Jahre spä-
ter griff  der Prostituierten-Verein Hydra 
die Zahl auf. 

Seitdem ist die 400.000 überall: Im 
Entwurf des Prostitutionsgesetzes 2001, 
in der vielbeachteten NDR-Doku „Sex – 
Made in Germany“ von 2013, in den Tex-
ten großer Zeitungen im Jahr 2023. Seit 
fast vierzig Jahren wiederholen Teile der 
Medien und Politik also dieselbe  Zahl an 
Prostituierten. Und das, obwohl in der 
Bundesrepublik heute 20 Millionen mehr 
Menschen leben als 1985. Und obwohl  
Menschen aus ärmeren EU-Gebieten 
mittlerweile in der EU frei reisen und 
arbeiten können. Und obwohl meist in 
denselben Beiträgen, die von 400.000 
Prostituierten sprechen, behauptet wird, 
dass der Sexkauf  durch das Prostitutions-
gesetz zugenommen habe. 

Eine prominente, aber ebenso aberwitzi-
ge Ausnahme war die vorvorige   schwarz-
rote Regierung. Als  sie ein neues Gesetz 
zur Prostitution   entwarf, war ihr klar, dass 
die Zahl 400.000 zu alt war, um sie als 
Grundlage zu benutzen. Weil es aber sonst 
keine seriöse Zahl gab, berief sie sich auf 
die „Hochrechnung anhand von Auskünf-
ten von Städten“, welche die „Welt am 
Sonntag“ drei Jahre zuvor gemacht hatte.     
Tatsächlich hatte die Zeitung eine solche 
Umfrage veröffentlicht. Die Hochrech-
nung  beruhte jedoch  ausschließlich auf der 
Stadt Augsburg, welche die höchste Pro-
Kopf-Zahl aller Kommunen angegeben 
hatte, was die „Welt am Sonntag“ als 
Nachweis dafür ansah, dass die Stadt stren-
ger kontrollierte und einen  Überblick über 
die Szene habe.  Die Zahl dieser einen 
Kommune rechnete die Zeitung also  auf 
ganz Deutschland hoch,  etwa 200.000, und 
das Bundesfamilienministerium nahm dies 
als Grundlage für einen Gesetzesentwurf. 

Eigentlich weiß niemand, wie viele 
Frauen sich verkaufen,  wie viele es täglich 
tun, wöchentlich, ein paar Monate am 
Stück oder nur  ein paar Mal im Jahr. Kei-
ner kennt ihre Orte oder weiß, woher sie 
kommen und wohin sie gehen. Das Ge-
schäft findet nicht nur in Bordellen, Klubs, 
Saunen oder auf der Straße statt, wo man es 
sehen und aufsuchen kann. Es bahnt sich 
im Internet an und endet in der Nachbar-
wohnung, im Hotelzimmer oder in einem 
Wohnmobil.   Prostituierte sind außerdem 
ungeheuer mobil. Entweder weil sie selb-
ständig den Ort wechseln oder weil sie 
durch ihre Zuhälter an andere Orte ge-
bracht werden.  Eine Frau kann also heute 
in Augsburg sein, im nächsten Monat aber 
schon in Kiel und dann in Amsterdam. Sie 
könnte  von Behörden doppelt gezählt wer-
den oder auch gar nicht. 

Rotlicht
Es ist nicht 
wirklich gelungen, 
Prostituierte  
gleichzustellen oder 
sie vor Ausbeutung 
zu schützen.  
Aber ist die 
Alternative deshalb 
ein Verbot? 
 Von Wibke Becker

weiter bei Nachbarn und Freunden der 
Kinder, die ihr Geheimnis entdecken  und 
sie dadurch meiden oder auch  erpressen 
könnten. Viele Prostituierte brauchen das 
Dunkel als Schutz. Nicht nur weil sie in an-
deren Ländern oft schlimme Erfahrungen 
mit staatlichen Behörden und der Polizei 
gemacht haben. Sondern auch weil sich ein 
Teil von ihnen für das schämt, was sie tun. 
Und diejenigen, die sich nicht schämen, 
sind sich dennoch völlig im Klaren darüber, 
dass ein   Großteil der Mitmenschen sie be-
mitleidet und verachtet. 

 Die Idee des Prostituiertenschutzgeset-
zes war es also, die Frauen aus der Anony-
mität zu holen, damit der Staat sie kennt 
und regelmäßig sieht, er also bei Verdacht 
auf Menschenhandel oder Zwang eingrei-
fen kann. Es ist aber geradezu  unmöglich, 
in einem kurzen Gespräch  zu erkennen, ob 
eine Frau unfreiwillig arbeitet. Es dauert 
selbst in Beratungsstellen, die Frauen häu-
figer sehen, oft Jahre, bis sich eine Frau öff-
net und erzählt, was ihr passiert ist.  Und 
durch wen. Manchmal tun sie es auch nie, 
sie kommen nur, um zu weinen oder um zu 
reden. Gleichzeitig hat der sogenannte 
„Hurenausweis“ dafür gesorgt, dass selbst-
bewusste Frauen, die jahrelange Erfahrung 
in ihrem Geschäft  haben, sich von Uni -
absolventen regelmäßig darüber aufklären 
lassen sollen, wie sie etwa einem Mann ein 
Kondom überziehen. Die Beratung er-
reicht also eigentlich niemanden. Und die 
Zahl der angemeldeten Prostituierten sagt 
nichts über ihre tatsächliche Zahl aus. 

In zwei  Jahren will die Regierung dem 
Bundestag eine Evaluierung des Prostitu-

iertenschutzgesetzes vorlegen. Und bis 
Ende dieses Jahres will sie  ihren „Aktions-
plan Menschenhandel“ vorstellen. Immer 
öfter werden jedoch Stimmen laut, die das 
derzeitige System ganz abschaffen  und 
Prostitution verbieten wollen. Sie wollen 
das „nordische Modell“, das die Freier be-
straft, nicht die Frauen.    Einige EU-Staa-
ten haben dieses Modell übernommen, das  
Europaparlament empfahl es 2014 seinen 
Mitgliedern. Befürworter des Modells be-
gründen dies oft mit einer  normativen 
Haltung zu Prostitution: Sie lehnen sie als 
sexuelle Gewalt generell ab und finden es 
unzulässig, wenn mit der Freiwilligkeit 
oder der Entscheidung der einzelnen 
Frauen argumentiert wird.  Ihrer Meinung 
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nach muss der Staat Regeln zum Schutz 
der Menschenwürde auch gegen den Wil-
len solcher Frauen anwenden, ähnlich  wie 
beim Organverkauf, der verboten ist.   An-
dere kommen zu dieser Haltung erst durch  
den jahrelangen direkten Kontakt. Die So-
zialarbeiterin   Julia Wege sagt, sie habe im 
Laufe ihrer Forschung und Arbeit die 
Prostitution als eine  „brutale und krimi-
nelle Welt erlebt“, in der „Männer denken, 
sie dürfen alles mit Frauen machen, weil 
sie dafür bezahlt haben“.  Die Frauen sprä-
chen oft  kein Deutsch, hätten keine Aus-
bildung. Sie seien verletzlich und könnten 
sich nicht selbst schützen. Wege glaubt, 
das nordische Modell  könne den Frauen 
deshalb besser helfen als eine legale Regu-
lierung. 

Auf der anderen Seite gibt es aber vie-
le, die ein Verbot der Prostitution ableh-
nen. Und das sind nicht nur die Interes-
senverbände der Prostituierten.  Es sind 
häufig Beratungsstellen, die sich um Op-
fer von Menschenhandel und sexueller 
Ausbeutung kümmern. Sie kennen die 
Abgründe, die falschen Versprechungen, 
mit denen Frauen an ihre Zuhälter gera-
ten, die Drohungen, der Familie etwas 
anzutun, falls die Frau abhaut. Die physi-
sche und psychische Gewalt.  Aber sie 
wollen  Prostitution und Menschenhan-
del nicht gleichsetzen. Es sei nicht dassel-
be und beides müsse unterschiedlich von 
Politik und Polizei   behandelt werden. 
Solche Stellen erzählen von einem gro-
ßen Graubereich an Frauen, von dem 
sonst sehr selten geredet wird. Das ist ein 
Bereich zwischen selbstbewusster Edel-

nutte und Opfer von Menschenhandel, 
zwei Gruppen, die im Diskurs überreprä-
sentiert seien. Viele dieser Frauen wür-
den dagegen abwägen, und am Ende sei 
die Prostitution für sie   „eine Option“, um 
an Geld zu kommen, denn andere Optio-
nen haben sie oft nicht, sagt Andrea Hitz-
ke, die Leiterin der Dortmunder Mitter-
nachtsmission. 

Hitzke glaubt, es helfe den Frauen 
nichts, wenn man  die Prostitution  verbie-
tet. Sie würden dadurch nur noch mehr an 
unsichere Orte gedrängt. „Man muss etwas 
gegen die Armut tun.“   Das allerdings ist 
eine Aufgabe, die weit über die Grenzen 
und den Einf lussbereich Deutschlands hi-
nausgeht und viel mit ungleichen Lebens-
verhältnissen weltweit zu tun hat.  Für 
Hitzke wäre es für Deutschland aber im-
merhin möglich und notwendig, „Frauen 
eine reale Möglichkeit des Ausstiegs zu ge-
ben, und zwar auch nichtdeutschen. Sie 
brauchen ein garantiertes Einkommen, sie 
brauchen Sozialhilfe und Weiterbildung.“ 
Immer wieder passiert es nämlich, dass 
Hilfsstellen Opfer von Menschenhandel 
aufnehmen, ihnen eine Wohnung geben, 
sie es also  schaffen, die Frauen  aus dem 
Dunkel zu holen.   Drei Monate haben diese 
dann  Zeit zu überlegen, ob sie gegen ihre 
Peiniger aussagen  oder nicht. Viele tun es 
nicht, sie haben zu große Angst. Und dann 
fallen sie wieder ins finanzielle Nichts, ge-
rade wenn sie aus dem EU-Ausland kom-
men. Keine Wohnung, kein Geld. Nach  
ein paar Wochen kehren sie dann zurück in 
die Prostitution.   
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